
deutlich auszulegen und offene Fragen noch näher zu 
untersuchen. Dazu gehören insbesondere:
— Wann ist ein sozialer Härtefall zu bejahen?
— Wer entscheidet, ob ein sozialer Härtefall vorliegt?
— Wird dem Mieter der Mietzins gestundet und welche 

Maßnahmen sind notwendig, damit bei einer Nach­
zahlung keine neue Härte aufkommt?

— Kann der Mieter von der Mietfcahlung befreit wer­
den? Wer tritt dann für ihn ein?

Die Anwendung erzieherischer Mittel oder Sanktionen 
gegenüber Mietsohuldnern muß dazu dienen, daß sich 
diese ihrer vertraglichen Verpflichtungen zur Bezah­
lung ihrer Wohnungsmiete bewußt werden, denn es 
geht nicht an, daß- sie versuchen, auf Kosten anderer 
zu leben. Die nach der geltenden gesetzlichen Regelung 
möglichen finanziellen Sanktionen (Zahlung von Ver­
zugszinsen [§§ 288, 289 BGB] und Entrichtung von Ver­
tragsstrafen [§§ 339, 341 BGB]) sind aber dazu kaum 
geeignet. Verzugszinsen zu berechnen, erscheint schon 
deshalb unpraktisch, weil der Zinssatz von 4 Prozent' 
angesichts der meist niedrigen Mietpreise kaum stimu­
lierend wirken würde. Die Berechnung von Vertrags­
strafen ist aber schon deshalb ungeeignet, weil das eine 
Vereinbarung zwischen den Vertragspartnern voraus­
setzen würde (§ 339 BGB). Gerade solche Bürger, die 
sich häufig der Mietzahlung entziehen, dürften aber 
zum Abschluß einer solchen Vereinbarung kaum bereit 
sein. Eine zwingende Vorschrift, im Mietvertrag eine 
Vertragsstrafenklausel aufzunehmen, würde aber das 
Dispositionsprinzip der Bürger unzulässig einschrän­
ken.
Dem Charakter unseres sozialistischen Rechts ent­
sprechend ist daher bei der Bekämpfung von Mietrück­
ständen vorrangig von der erzieherischen Einfluß­
nahme auf den Mietschuldner Gebrauch zu machen./18/ 
Die Anwendung erzieherischer Mittel ist auch dann 
noch notwendig, wenn bereits ein Verfahren bei Ge­
richt anhängig geworden ist. Es hat sich bewährt, Haus­
gemeinschaften oder Arbeitskollektive, ggf. auch beide, 
in die Verfahren einzubeziehen. Immer mehr werden 
auch Betriebsleitungen bzw. die Leitungen gesellschaft­
licher Organisationen im Betrieb des Mietschuldners 
verständigt. Die daraufhin in der Regel erfolgenden

/18' Darauf orientiert auch eindeutig der Kommunalbeschluß, 
vgl. Abschn. V Ziff. 3.

Auseinandersetzungen haben meist zu guten Erfolgen 
geführt.
Die VEB KWV verzichten teilweise bewußt auf die In­
anspruchnahme gerichtlicher Hilfe zur Senkung der 
Mietrückstände. Sie tun das vor allem dann, wenn nicht 
festgestellt werden kann, in welchem Betrieb der Miet­
schuldner tätig ist, weil erfahrungsgemäß der Mieter 
dann auch über keine nennenswerten Geldmittel ver­
fügt. In solchen Fällen informieren die VEB KWV zu­
meist die Abteilung Inneres beim zuständigen örtlichen 
Rat, da es sich häufig um Personen handelt, die als 
sozial oder kriminell gefährdet angesehen werden müs­
sen, auf die die Bestimmungen der VO über die Auf­
gaben der örtlichen Räte und der Betriebe bei der Er­
ziehung kriminell gefährdeter Bürger vom 15. August 
1968 (GBl. II S. 751) zutreffen. Unseres Erachtens sollte 
dem Umstand, daß asoziale Mietschuldner oftmals auch 
kriminell werden, größere Bedeutung beigemessen 
werden. Durch rechtzeitiges Reagieren auf die Nicht­
zahlung der Miete kann durchaus bei Mietern mit aso­
zialer oder labiler Lebensführung dem Übergang zu 
kriminellen Handlungsweisen vorgebeugt werden.
Daß Vermieter nur sehr selten wegen rückständigen 
Mietzinses auf Aufhebung des Mietverhältnisses und 
Räumung der Wohnung klagen (§ 3 MSchG), ist im 
Prinzip richtig. Es gibt dafür aber auch noch andere 
Ursachen, so z. B. die, daß Räumungstitel von den 
Wohnraumlenkungsorganen oft erst sehr spät realisiert 
werden./19/ Diese Praxis kann nicht richtig sein. 
Kommt es schon zu einer Räumung als der einzig rich­
tigen gesellschaftsgemäßen Lösung des Konflikts, dann 
muß sie auch alsbald durchgesetzt werden. Unseres 
Erachtens müßte das in der Regel auch möglich sein, 
weil der zur Räumung Verurteilte in solchen Fällen als 
Ersatz nur zumutbaren, nicht gleichwertigen und auch 
nicht angemessenen Wohnraum verlangen kann. Damit 
ergibt sich für die Wohnraumlenkungsorgane in der 
Regel die an sich günstige Lage, daß sie eine bessere 
Wohnung für eine schlechtere gewinnen. Das Argu­
ment, daß Räumungstitel nicht vollstreckt werden 
könnten, weil es an Ersatzwohnraum mangele, vermag 
deshalb nicht zu überzeugen.

/19/ Daß es auch anders geht, wurde z. B. im Kreis Staßfurt 
bewiesen (vgl. den Diskussionsbeitrag von Beckmann auf der 
1. Plenartagung des Obersten Gerichts im redaktionellen Be­
richt über die Tagung in diesem Heft).

Rechtsprechung
Zivil- und Familienrecht

§ 4 MSchG.
1. Die Auffassung, daß die Gründe, die die Aufhebung 
eines Mietverhältnisses wegen Eigenbedarfs rechtferti­
gen können, nach Erwerb des Grundstücks entstanden 
sein müssen, entspricht nicht dem Gesetz. Bereits vor­
her vorhandene, den Eigenbedarf stützende Gründe 
sind ebenso wie etwa später hinzutretende in die Inter­
essenabwägung einzubeziehen.
2. Bei der Interessenabwägung wegen Eigenbedarfs ist 
zu berücksichtigen, daß durch das Zusammenziehen 
von Hauseigentümern in ihr Grundstück eine Wohnung 
nicht mehr benötigt und dadurch zugunsten anderer 
Wohnungssuchender frei wird. Ein beabsichtigtes ge­
meinsames Wohnen kann dagegen — auch wenn es sich 
um Familienangehörige handelt — in der Regel keine 
Beachtung finden.
OG, Urt. vom 26. Oktober 1971 — 2 Zz 6/71.

Die Kläger haben in M. ein Hausgrundstück erworben. 
In diesem Hause haben die Verklagten eine 372-Zim- 
mer-Wohnung inne. Die Klägerin H. bewohnt in M. 
zwei Zimmer, die Kläger S. bewohnen in R. die Haus­
meister-Dienstwohnung einer Schule.
Das ist unstreitig.
Die Kläger haben vorgetragen, daß die Klägerin H. 
mit ihrer aus vier Personen bestehenden Familie nur 
über zwei Zimmer verfüge. Infolge der beengten Wohn­
verhältnisse könnten sie und ihr Ehemann nicht in 
Ruhe ihrer wissenschaftlichen Arbeit nachgehen. Die 
Situation würde noch verschärft, weil sie ab Septem­
ber 1971 ein Fernstudium an einer Universität auf­
nehme.
Die Kläger S. müßten die bisherige Dienstwohnung in 
R. aufgeben, weil der Ehemann S. aus gesundheitlichen 
Gründen die Arbeit als Schulhausmeister nicht mehr 
ausüben könne. Außerdem seien am streitigen Grund­
stück bauliche und handwerkliche Arbeiten auszu­
führen, die es notwendig machten, daß die Eigentümer 
im Grundstück wohnten.
Die Kläger haben beantragt, das Mietverhältnis aufzu-
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